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OLG Köln: Standgeld-Klausel in den Kfz-Reparaturbedingungen wirksam

Das OLG Köln hat die Rechtsposition von Kfz-Betrieben bei nicht abgeholten
Fahrzeugen deutlich gestärkt. Es stellte klar, dass eine Werkstatt, die ein repariertes
Fahrzeug nach Fertigstellung weiter verwahren muss, grundsätzlich Anspruch auf
Ersatz der ortsüblichen Aufbewahrungs- bzw. Standkosten hat.

In einem Berufungsverfahren vor dem OLG Köln (Az. 13 U 3/26) stand die Frage im Mittelpunkt, ob
eine Kfz-Werkstatt auch über einen Zeitraum von mehreren Jahren Standgeld von einem Kunden
verlangen kann, der sein Fahrzeug trotz mehrfacher Aufforderung nicht abgeholt. Dabei ging es auch
um die Frage, ob die in den Kfz-Reparaturbedingungen enthaltene Standgeld-Klausel wirksam ist. Das
Gericht hat die Revision gegen das nicht veröffentlichte Urteil nicht zugelassen.

Sachverhalt

Eine Caravan-Werkstatt führte auftragsgemäß Wartungs- und kleinere Montagearbeiten an einem
Wohnmobil durch. Nach den in der Werkstatt ausgehängten Kfz-Reparaturbedingungen war der Kunde
verpflichtet, das Fahrzeug innerhalb einer Woche nach Fertigstellungsanzeige abzuholen; bei
Annahmeverzug sollte eine ortsübliche Aufbewahrungsgebühr anfallen. Zwar beglich der Kunde die
Werkstattrechnungen vollständig, holte sein Fahrzeug nach Abschluss der Arbeiten jedoch trotz
mehrfacher Aufforderungen und Fristsetzungen über Jahre nicht ab. Auch die Androhung der Erhebung
von Standgeld in Höhe von 20 Euro pro Tag, für den von der Werkstatt dringend benötigten Stellplatz
auf ihrem Betriebsgelände, veranlasste den Kunden nicht zur Abholung seines Fahrzeugs. Zwar hatte
die Werkstatt das Fahrzeug für kurze Zeit im öffentlichen Straßenraum abgestellt, brachte es aber
zurück auf ihr Betriebsgelände, nachdem an dem Wohnmobil die Kennzeichen entwendet worden
waren und die Polizei ihn auf eine drohende Abschleppung hingewiesen hatte. Nachdem die Werkstatt
ihre Standgeldforderung gerichtlich geltend gemacht hatte, zahlte der Kunde im Rahmen eines
gerichtlichen Teilvergleichs zwar Standgeld in Höhe von 4.500 Euro und erhielt die Möglichkeit, das
Wohnmobil zur Veräußerung abzuholen, tat dies jedoch nicht. Die Werkstatt machte daraufhin für den
Zeitraum vom 2. Januar 2022 bis zum 26. November 2025 – unter Berücksichtigung des bereits
gezahlten Standgeldes – Standgeld in Höhe von insgesamt 23.980 Euro geltend und begehrte die
gerichtliche Feststellung, dass der Anspruch bis zur tatsächlichen Abholung des Fahrzeugs fortbesteht.

Entscheidung des OLG Köln

Das OLG stellte klar, dass ein Kfz-Betrieb, der ein repariertes Fahrzeug nach Fertigstellung weiter
verwahren muss, grundsätzlich Anspruch auf Ersatz der ortsüblichen Aufbewahrungs- bzw.
Standkosten hat. Der Standgeldanspruch der Werkstatt ergibt sich sowohl aus § 304 BGB in
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Verbindung mit § 354 Abs. 1 HGB als auch aus den allgemeinen schadensersatzrechtlichen
Vorschriften (§§ 280, 281 BGB in Verbindung mit Ziffer IV. Abs. 3 Satz 1 der Kfz-
Reparaturbedingungen). Damit hat das Gericht die Rechtsposition von Autohäusern und Werkstätten
bei nicht abgeholten Fahrzeugen deutlich gestärkt.

Standgeldanspruch der Werkstatt

Grundsätzlich kann ein Kaufmann für die Verwahrung fremder Sachen das ortsübliche Lagergeld
verlangen, wenn sich der Kunde mit der Abholung des Fahrzeugs im Annahmeverzug befindet. Das gilt
auch dann, wenn er die Verwahrung selbst durchführt. Dabei ist regelmäßig von einem mutmaßlichen
Einverständnis des Kunden auszugehen, weil die Verwahrung seines Fahrzeugs in seinem Interesse
erfolgt. Das gilt im entschiedenen Fall auch deshalb, weil in der Zeit, in der die Werkstatt das
Wohnmobil im öffentlichen Verkehrsraum abgestellt hatte, die Kennzeichen des Fahrzeugs entwendet
worden waren und somit die Gefahr bestand, dass das Fahrzeug auf Veranlassung der Polizei
abgeschleppt wird. In diesem Falle wären dann noch höhere Standgeldkosten sowie ein Bußgeld für
die nicht genehmigte Sondernutzung angefallen.

Standgeldregelung in den Kfz-Reparaturbedingungen wirksam

Von besonderer Bedeutung für das Kfz-Gewerbe ist die Entscheidung des OLG zu Ziffer IV. Abs. 3
Satz 1 der Kfz-Reparaturbedingungen, wonach für den Fall, dass sich der Kunde mit der Abholung
seines Fahrzeugs in Annahmeverzug befindet, von der Werkstatt eine „ortsübliche
Aufbewahrungsgebühr“ berechnet werden kann. Das OLG hat ausdrücklich entschieden, dass die
Klausel wirksam ist. Entgegen der Ansicht des LG Köln enthält sie keine unzulässige
Vertragsstrafe, sondern gibt lediglich den gesetzlichen Anspruch der Werkstatt auf Ersatz der
ortsüblichen Aufbewahrungskosten wieder.

Auch einen Verstoß gegen das Transparenzgebot (§ 307 BGB) verneinte das Gericht. Zwar kann der
Kunde die Höhe der Aufbewahrungsgebühr nach der Regelung in den Kfz-Reparaturbedingungen nicht
exakt berechnen, allerdings gilt das auch für die gesetzliche Regelung. Entscheidend ist, dass die
Werkstatt die Höhe der Gebühr nicht frei bestimmen kann, sondern diese objektiv und für den Kunden
erkennbar nach den am jeweiligen Ort üblichen Lager- bzw. Standgebühren zu bemessen ist.

Ortsübliche Aufbewahrungsgebühr maßgeblich

Nach den Feststellungen des Sachverständigen hatte die Werkstatt das Standgeld im vom OLG
entschiedenen Fall zu hoch angesetzt, weshalb sein Anspruch der Höhe nach gekürzt wurde.

Werkstatt kann auch Anspruch auf Zahlung zukünftig anfallenden Standgeldes geltend machen

Das Gericht entschied, dass der Antrag der Werkstatt auf Feststellung des Bestehens zukünftiger
Standgeldansprüche gegen den Kunden gerechtfertigt war, weil nach den vorliegenden Umständen zu
befürchten war, dass der Kunde sein Verhalten nicht ändern wird und auch in Zukunft die berechtigten
Standgeldforderungen der Werkstatt nicht erfüllen wird. Dies u.a. deshalb, weil der Kunde den
Standgeldanspruch der Werkstatt im Verfahren bestritten hatte.
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Fazit

Die Entscheidung bestätigt, dass die in den Kfz-Reparaturbedingungen verwendete Standgeld-Klausel
wirksam ist. Bei der Bemessung der Höhe des Standgeldes müssen sich Kfz-Betriebe nach der Höhe
der ortsüblich verwendeten Aufbewahrungsgebühren richten. Das Urteil stärkt damit die Position von
Werkstätten gegenüber Kunden, die ihre Fahrzeuge über längere Zeit nicht abholen.
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